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Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

III B 4 — 3810 - 86/60 Bonn, den 25. Oktober 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Anwendung des Lebensmittelgesetzes bei Importen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2042 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern des Innern und für Wirtschaft wie 
folgt: 

Zu 1. 

Den zuständigen Bundesressorts ist nicht bekannt, daß insbe- 
sondere aus den Niederlanden Schlachtgeflügel und Geflügel- 
fleisch eingeführt wird, das entgegen den gesetzlichen Vor- 
schriften, insbesondere entgegen den Vorsdiriften des § 4 b 
Nr. 1 und 2 des Lebensinittelgesetzes, mit Antibiotika behan- 
delt oder mit flormonen gefüttert oder behandelt worden ist. 

Die Durchführung viehseuchenrechtlicher und lebensmittelrecht- 
licher Vorschriften ist Aufgabe der Länder. Eine Umfrage bei 
den obersten Landesveterinärbehörden hat ergeben, daß auch 
dort bei Importen von Schlachtgeflügel und Geflügelfleisch 
Verstöße gegen § 4 b Nr. 1 und 2 des Lebensmittelgesetzes 
nicht festgestellt worden sind. Lediglicii in Mannheim wurden 
im Dezember 1958 vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Lebensmittelgesetzes in einem Falle 
bei aus Belgien eingeführten Poularden Reste von Kapaunetten 
festgestellt, die auf eine vorausgegangene Hormonbehandlung 
schließen ließen. 

Trotz Hinweises auf die Eilbedürftigkeit der Anfrage liegen 
mir Mitteilungen von drei Landesbehörden noch nidit vor. 
Sollten diese Antworten noch eingehen und wesentlich andere 
Tatsachen als die oben mitgeteilten enthalten, so werde ich 
Ihnen diese noch nachträglich zur Kenntnis bringen. 
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Der Herr Bundesminister des Innern hat bereits durch Rund- 
schreiben vom 13. Mai 1960 die obersten Gesundheits- und 
Veterinärbehörden der Länder gebeten, die diesen nachgeord- 
neten überwachungsstellen anzuweisen, den Geflügelimporten 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Darüber hinaus ist 
diesen Landesbehörden eine vom Bundesgesundlieitsamt er- 
stellte Übersicht über Verfahren zum Nachweis von Antibio- 
tika im Fleisch übersandt worden. 

Zu 2. 

Die Einfuhr von lebendem Schlachtgefiügel ist auf Grund vieh- 
seudienrechtlicher Bestimmungen verboten. Ausnahmegeneh- 
migungen können unter bestimmten Bedingungen von den 
Behörden der Länder erteilt werden. Ich werde die obersten 
Ländesveterinärbehörden bitten, bei der Erteilung von derar- 
tigen Ausnahmegenehmigungen künftig die Auflage zu madien, 
daß die importierten Tiere nicht entgegen den Bestimmungen 
von § 4 b Nr. 1 und 2 des Lebensmittelgesetzes behandelt 
worden sein dürfen. 

Im übrigen wird bei den Einfuhrausschreibungen der Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und Landwirt- 
schaft sdion bisher ausdrücklich darauf hingewiesen, daß zur 
Einfuhr bestimmtes Geflügel vor und nach der Schladitung 
nicht mit antibiotischen Mitteln behandelt sein darf und daß 
den Tieren vor der Schlachtung nicht Stoffe mit oestrogener 
oder thyreostatischer Wirkung eingepflanzt oder eingespritzt 
sein dürfen. 


Schwarz 



